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Frauen in der häuslichen Pflege in Nordrhein-Westfalen: Vereinbarkeit, Einkommens- 
und Rentenfolgen sowie Mehrbelastung durch Care-Arbeit? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die häusliche Pflege ist das Rückgrat der pflegerischen Versorgung in Nordrhein-Westfalen. 
Ende 2023 galten 1,39 Millionen Menschen in NRW als pflegebedürftig; 87,8 Prozent von 
ihnen wurden zu Hause versorgt. Das zeigt, wie stark die Versorgung in NRW auf Angehörigen 
und nahestehenden Personen beruht. 
 
Zugleich wird diese Pflege nach wie vor überwiegend von Frauen getragen. Bundesweit stellen 
Frauen 64 Prozent der Hauptpflegepersonen; außerdem leisten sie 44,3 Prozent mehr unbe-
zahlte Sorgearbeit als Männer. Häusliche Pflege trifft Frauen daher besonders häufig und ver-
schärft bestehende Belastungen durch Care-Arbeit.1 Mit der Übernahme häuslicher Pflege ge-
hen oft Nachteile bei Erwerbstätigkeit, Einkommen, Rente und Gesundheit einher. Für eine 
sachgerechte Bewertung der Situation in Nordrhein-Westfalen ist daher eine Datengrundlage 
erforderlich. 
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8296 mit Schreiben 
vom 30. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleich-stellung, Flucht und Integration beantwortet. 
 
 
1. Wie hoch ist der Anteil von Frauen an den pflegenden Angehörigen beziehungs-

weise nicht erwerbsmäßig pflegenden Personen in Nordrhein-Westfalen? (bitte 
aufschlüsseln nach Regierungsbezirken und Kreisen bzw. kreisfreien Städten)  

 
Die Landesregierung kann die begehrte Auskunft nicht erteilen, da die Information ihr nicht 
vorliegt und auch statistisch nicht erhoben wird. 
Durch die amtliche Pflegestatistik (https://Landesdatenbank.nrw.de/ldbnrw/online?opera-
tion=themes&levelindex=0&levelid=1783503275511&code=22#abreadcrumb - Kennzif-
fer 224) werden Pflegebedürftige und Pflegeeinrichtungen, jedoch nicht die Anzahl oder der 

 
1 https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/themen/gleichstellung/gender-care-gap/indikator-fuer-die-
gleichstellung/gender-care-gap-ein-indikator-fuer-die-gleichstellung-137294 

https://www.landesdatenbank.nrw.de/ldbnrw/online?operation=themes&levelindex=0&levelid=1783503275511&code=22#abreadcrumb
https://www.landesdatenbank.nrw.de/ldbnrw/online?operation=themes&levelindex=0&levelid=1783503275511&code=22#abreadcrumb
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Anteil pflegender Angehöriger oder nicht erwerbsmäßig pflegender Personen nach Geschlecht 
erfasst.  
 
 
2. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über die Auswirkungen  

häuslicher Pflege auf die Erwerbstätigkeit von Frauen in Nordrhein-Westfalen vor? 
(bitte differenzieren nach Teilzeit, Arbeitszeitreduzierungen, Unterbrechungen 
oder Aufgabe der Erwerbstätigkeit sowie der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege)  

 
Belastbare Informationen liegen der Landesregierung nicht vor und werden nicht erhoben.  
Allgemeine Wissenschaftliche Untersuchungen, u. a. des Sozialverbands VdK sowie des Ro-
bert Koch Instituts, zeigen, dass Frauen den überwiegenden Anteil der informellen Pflege 
übernehmen. Die Pflege von Angehörigen geht dabei oft mit einer Reduzierung der Erwerbs-
arbeitszeit, einer Verstärkung der Teilzeitbeschäftigung, Unterbrechung der Erwerbsbiografie 
oder einem vollständigen Ausscheiden aus dem Erwerbsleben einher.  
Die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege stellt insbesondere bei umfangreichen Pflegeaufgaben 
eine erhebliche Herausforderung dar. Die Landesregierung unterstützt daher gemeinsam mit 
den Trägern der Pflegeversicherung das „Servicezentrum Pflegevereinbarkeit NRW“. Ein Ziel 
ist u. a. die Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege. Es gibt zurzeit 701 Verein-
barkeitspartner/Unternehmen und rund 1 Millionen Mitarbeitende profitieren davon, dass ihr 
Unternehmen sich dieses Themas angenommen hat.  
 
 
3. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über Einkommens- oder  

Rentenfolgen für Frauen vor, die in Nordrhein-Westfalen häusliche Pflege  
übernehmen?  

 
Die Landesregierung kann die begehrte Auskunft nicht erteilen, da die Information ihr nicht 
vorliegt und auch nicht erhoben wird.  
Wissenschaftliche Studien zeigen jedoch, dass Frauen aufgrund unbezahlter Sorgearbeit häu-
figer Einkommenseinbußen sowie geringere Alterssicherungsansprüche aufweisen. Ursache 
hierfür sind insbesondere reduzierte Erwerbszeiten und Unterbrechungen der Erwerbsbiogra-
fie. Für Frauen ergeben sich dadurch Nachteile in Bezug auf Entlohnung, berufliche Chancen, 
ihre ökonomische Eigenständigkeit und letztlich auch auf ihre Alterssicherung. Die soziale 
Pflegeversicherung berücksichtigt Pflegezeiten durch Rentenversicherungsbeiträge für nicht 
erwerbsmäßige Pflegepersonen nach § 44 Sozialgesetzbuch-Elftes Buch (SGB XI). Allerdings 
gleichen Rentenbeiträge aus der Pflegeversicherung diese nur teilweise aus. 
 
 
4. Wie hoch ist der Umfang der Leistungen der sozialen Absicherung der von  

pflegenden Angehörigen in NRW in Anspruch genommen wird? (bitte nach  
Geschlechtern differenzieren)  

 
Der Landesregierung liegen hierzu keine differenzierten Daten vor. Die entsprechenden Leis-
tungen werden überwiegend von den Trägern der sozialen Sicherung verwaltet und statistisch 
nicht in der abgefragten Form ausgewertet und zur Verfügung gestellt. 
 
 
5. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung dazu vor, wie sich die  

Mehrbelastung von Frauen durch häusliche Pflege oder andere unbezahlte Care-
Arbeit in Nordrhein-Westfalen konkret auswirkt, insbesondere im Hinblick auf die 
Gesundheit, soziale Teilhabe und Lebensqualität der Betroffenen? (bitte differen-
zieren nach Haushaltsführung, Kinderbetreuung etc.)  
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Der Landesregierung liegen hierzu keine belastbaren Erkenntnisse in der gewünschten Tiefe 
und der gewünschten Differenzierung vor. 
 
Wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, dass Frauen weiterhin einen deutlich höheren An-
teil unbezahlter Sorgearbeit übernehmen als Männer. Nach Ergebnissen der Zeitverwen-
dungserhebung des Statistischen Bundesamtes beträgt der sogenannte Gender Care Gap 
43,4 Prozent, d.h. Frauen wenden pro Tag im Durchschnitt 43,4 Prozent mehr Zeit für unbe-
zahlte Sorgearbeit (Kindererziehung, Pflege von Angehörigen, Hausarbeit, Ehrenamt) auf als 
Männer.  
 
Die ungleiche Verteilung von Sorgearbeit kann mit einer generell schlechteren Bezahlung, mit 
einer erhöhten körperlichen und psychischen Belastung sowie Einschränkungen der sozialen 
Teilhabe und Lebensqualität einhergehen. Es kann auch zu finanziellen Einschränkungen 
kommen. Die konkreten Auswirkungen hängen vom Umfang der Pflegetätigkeit, dem Gesund-
heitszustand der pflegebedürftigen Person, den vorhandenen Unterstützungsangeboten sowie 
der individuellen familiären und finanziellen Situation ab. 
 


